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Über Gesetze und Dekrete: Eine Neuinterpretation 
der Beziehungen zwischen Präsident und Kongress 
im Argentinien der 90er Jahre*
D ie K onzentration  der potitischen M acht im  Bereich der Exekutive gilt 
als eines der entscheidenden M erkmale des politischen Systems A rgenti­
niens w ährend der neunziger Jahre. Begriffe wie Unilateratismus, D ezi­
sionismus, D ekretism us, präsidentieller Cäsarismus, hobbesianischer Stil, 
personatistischer Stil und  andere sollen die deutliche Tendenz von  Präsi­
dent Carlos M enem  ausdrücken, Entscheidungen in seinem eigenen W ir­
kungsbereich zu zentralisieren.1 Gleichzeitig hat m an einen M angel an 
K om petenzen und einen A utonom ieverlust von  Legislative und  Judikati­
ve beklagt. D ie V erlagerung der M achtbalance hin zur Exekutive habe zu 
einer U nterordnung der anderen Verfassungsorgane sowie zu einer Re­
duzierung ihrer K om petenzen auf ein M inim um  geführt.
Einige A utoren betrachten die Regierung von  Carlos M enem  als 
sym ptom atisch für einen großen Teil der im  argentinischen Hyperpräsiden- 
tialismus (N ino 1996: 165-170) auftretenden Fehlfunktionen. D abei han­
delt es sich um  ein bereits aufgm nd der V erfassungsbestim m ungen m it 
großer M achtfülle ausgestattetes Präsidentenam t, dessen M acht noch zu­
sätzlich durch die dem  dem okratischen Prozess innew ohnende Dynam ik 
verstärkt wird. Tatsächlich verweist das A rgum ent des H yperpräsidentia- 
lismus darauf, dass der K ongress sich aufgrund der starken Partei­
disziplin eher durch U nterordnung  als durch konstruktive D ialogbereit­
schaft auszeichnet. G leichzeitig sei auch die Justiz (die E rnennung  der 
Richter ist von  der Z ustim m ung des Senats abhängig) kaum  gewillt, die 
M acht des Präsidenten herauszufordem . Aus diesem G rund  geht m an 
von  einer A llm acht der Exekutive au f K osten  der anderen staatlichen 
Gew alten aus, die form al und  auch in der Praxis irrelevant seien. Diese 
Schlussfolgerung stim m t m it der D iagnose einer delegativen Demokratie
* Die A utorin dankt Ana Maria M ustapic für K om m entare zu einer früheren Version 
dieser Arbeit.
1 Siehe zum  Beispiel Acuña (1994); Bresser Percira/M aravall/P rzew orski (1990); Hag- 
gard /K aufm an (1995); O ’D onnell (1994a); Roberts (1995); T orre  (1994).
54 M ariana Llanos
(O ’D onnell 1994: 60) überein, die sowohl au f Argentinien unter M enem  
als auch au f andere lateinamerikanische Fälle angewandt wurde. Z u  den 
grundlegenden M erkmalen eines solchen Regimes gehört ein Präsident, 
der den A nspruch erhebt, die N ation als solche zu verkörpern, der wich­
tigste H üter ihrer Interessen zu sein, und  der sich selbst als über den Par­
teien und  organisierten Interessen stehend präsentiert. M ehr noch, dieser 
Präsident betrachtet die übrigen V erfassungsorgane (das Parlam ent und 
die Judikative) als eine Belästigung der ihm  übertragenen A utorität, w es­
halb er sich ihnen gegenüber bei seinen Regierungsgeschäften nicht ver­
antwortlich fühlt. All dies sei größtenteils eine Folge des W iederaufle­
bens plebiszitärer und  populistischer Traditionen. Sie erklärten die N eiung 
des Präsidenten zu W illkürakten und  zur K ultivierung eines personalis- 
tischen Stils — neopopulistischen V erhaltensw eisen, die m it den E r­
fahrungen der V ergangenheit m ehr G em einsam keiten als U nterschiede 
aufwiesen (K night 1998; O ’D onnell 1994; R oberts 1995; W eyland 1996).
D er folgende Beitrag konzentriert sich au f das Verhältnis zwischen 
Exekutive und  Legislative und  schlägt eine N euinterpretation  dieser Be­
ziehungen unter Berücksichtigung der Ergebnisse neuer em pirischer 
Studien vor. Einerseits bestätigt unsere Analyse einmal m ehr die vom  
mainstream der Forschung bereits hinreichend belegten zentralisierenden 
Tendenzen. A ndererseits gelangen wir nicht zu der Schlussfolgerung, 
dass der hervorgehobene Status der Exekutive durchgehend m it einer 
proportionalen Schwäche der Legislative einherging. U nsere A rgum en­
tation beton t vielmehr, dass diese Konstellation lediglich einer bestim m ­
ten Phase der Beziehungen zwischen beiden Institutionen entsprach und 
nicht der gesam ten Regierungsperiode. So zeichneten sich die Beziehun­
gen zwischen den politischen Institutionen im  V erlauf des vergangenen 
Jahrzehnts durch ein kom plexes und  wechselndes M uster aus, w obei der 
P räsident überw iegend zu unilateralen H andlungsm odalitäten tendierte. 
D ie Rolle des Kongresses erfuhr dagegen im  Laufe der Jahre eine gewis­
se Stärkung. Sie schwankte zwischen der A usübung reiner K ontrollfunk- 
tionen und  dem  aktiven G ebrauch der parlam entarischen Interventions­
m öglichkeiten im  Rahm en des Gesetzgebungsprozesses.
U nsere Studie analysiert die Beziehung zwischen beiden Gewalten 
anhand ihrer Interaktion im  Rahm en jener Entscheidungsprozesse, die 
im Zusam m enhang m it den strukturellen Reform en anstanden. D ie 
grundlegende Fragestellung lautet, w elcher institutionellen Instrum ente 
und M echanism en sich Präsident M enem  bediente, um  die angestrebten 
W irtschaftsreform en zu  verwirklichen. Im  M ittelpunkt der Analyse steht 
die Exekutive. Sie dom inierte die w irtschaftspolitischen Entscheidungs­
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prozesse, bem ühte sich um  eine vollständige Im plem entierung ihrer Poli­
tiken und  konnte dazu au f eine Vielzahl von  M itteln zurückgreifen, über 
die sie aufgrund ihrer institutionellen V erankerung verfügte (Dekrete, 
Gesetzesinitiativen, Vetos). U nter diesen U m ständen konnte die Rolle 
des Kongresses nicht anders als reaktiv sein, auch w enn er nach wie vor 
von  entscheidender B edeutung war, verfügte er doch über das verfas­
sungsmäßige Recht, V orhaben der Exekutive zu stoppen, zu verabschie­
den, zu m odifizieren und  hinauszuzögern. D er erste Teil der Studie 
beschäftigt sich m it den institutionellen Ressourcen, die von der Regierung 
zur D urchsetzung ihrer wirtschaftspolitischen Entscheidungen eingesetzt 
wurden. A usgehend von diesen D aten erfolgt eine N euinterpretation der 
Beziehungen zw ischen Exekutive und  Legislative. D er zweite Teil be­
fasst sich m it den politischen und  institutioneilen Rahm enbedingungen, 
welche die Regierung zum  Einsatz bestim m ter Ressourcen auf K osten 
anderer veranlassten. Im  abschließenden Teil erfolgt neben einer Z u­
sam m enfassung der wichtigsten Ergebnisse eine kritische A useinander­
setzung m it dem  mainstream der Forschung.
D ie institutioneilen Ressourcen der Präsidentschaft M enems
D as politische Regime Argentiniens ist gekennzeichnet durch die in der 
V erfassung von  1853 verankerten Prinzipien des präsidialen Regierungs­
systems. Es basiert au f einer Gewaltenteilung zwischen Exekutive, Legis­
lative und  Judikative, deren Beziehungen durch ein System von gegensei­
tigen checks and balances reguliert w erden (Linz 1994). Innerhalb  dieses 
gewaltenteiligen Rahm ens gew ährt die V erfassung dem  Präsidenten auch 
bedeutende legislative Ressourcen, so dass dieser zum  M otor des Regie­
rungssystems w erden konnte. E rstens verfügt der Präsident über das 
Recht, eigene G esetzesinitiativen in den K ongress einzubringen, w o­
durch er zur zentralen Figur im  Rahm en des G esetzgebungsverfahrens 
wurde. Zweitens kann der Präsident durch seine V etom acht auch nach 
der Zustim m ung durch den K ongress in den G esetzgebungsprozess ein- 
greifen. D rittens kann er durch die E rklärung des Belagerungszustandes 
sowie durch föderale Intervention K ontrolle über die Regierungen der 
Provinzen ausüben. Z u  diesen verfassungsm äßigen R echten kam en wei­
tere Ressourcen hinzu, die sich in der politischen Praxis herausbildeten: 
der G ebrauch des partiellen V etos sowie die N otstands- und  Dringlich­
keitsdekrete. D ie V erfassung von  1853 sah die M öglichkeit vor, ein voll­
ständiges oder partielles V eto gegenüber einem durch den K ongress ver­
abschiedeten G esetz auszusprechen, w obei sich aus dem  G ebrauch des
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partiellen V etos stets Konflikte über dessen Verfassungsm äßigkeit erga­
ben. D urch  eine Entscheidung des O bersten G erichtshofes in  den 60er 
Jahren  wurde es als verfassungsgem äß akzeptiert. Zw ar gewährte die 
Verfassung dem  Präsidenten nicht das Recht, durch D ekrete zu regieren, 
aber dieses Instrum ent wurde in der politischen Praxis eingesetzt, und 
zwar vor allem von  den seit der erneuten Etablierung eines dem okrati­
schen Regimes im  Jahr 1983 am tierenden Präsidenten.
D ie Ressourcen des Präsidenten gegenüber der Legislative w erden 
fast einm ütig als sehr weit gefasst betrachtet und seine von  der V erfas­
sung gewährte G esetzgebungskom petenz gilt als „potenziell dom inant“ 
(Mainwaring 1997: 49). N ichtsdestotrotz sprechen einige A utoren lieber 
von  einem  „limitierten Zentralism us“, da trotz der zentralen Rolle des 
Präsidenten nach wie vo r gewaltenteilige E lem ente existieren (Mustapic 
2000). In  einem System der checks and balances, wie es die V erfassung vo r­
sieht, d arf die Rolle des K ongresses im G esetzgebungsprozess nicht un­
terschätzt werden. E r  verfügt über Möglichkeiten, um  G esetzesinitiativen 
einzubringen, zu verabschieden, zu verzögern, zu ergänzen oder zurück­
zuweisen. E r  kann die von  der Exekutive ausgesprochenen V etos über­
stim m en, w enn die dafür notwendigen M ehrheiten zustande kom m en. 
K onflikte zwischen Präsident und K ongress sind im  Rahm en eines der­
artigen institutionellen Rahm ens stets möglich. E in  D ilem m a hegt in der 
W ahl des angemessenes Models zur Lösung politischer Konflikte: en t­
w eder w ird un ter A nw endung der M ehrheitsregel regiert oder es wird ein 
K onsens gesucht mittels Verhandlungen, Ü bereinkünften und  K om pro­
missen. Insgesam t haben wir es m it einem institutionellen Rahm en zu 
tun, der sow ohl kooperatives als auch unilaterales H andeln ermöglicht.
A usgangspunkt für ein V erständnis der Beziehungen zwischen ver­
schiedenen Institutionen ist die Verteilung der jeweiligen M achtressour­
cen. Im  Hinblick auf den von uns untersuchten Fall verschafften die 
W ahlergebnisse Carlos M enem  deutliche Vorteile. D as galt besonders für 
den Senat, w o die peronisrische Partei (Partido ]ustiáalista\ PJ) stets über 
eine absolute M ehrheit verfügte. Im  A bgeordnetenhaus besaß sie w äh­
rend M enems erster sechsjähriger Am tszeit nur eine einfache M ehrheit, 
die allerdings nie sehr weit von  der Quorumsgtzsxzz entfernt war.2 N ach 
M enem s W iederwahl 1995 verfügten die Peronisten über eine größere 
A nzahl von  Sitzen im  U nterhaus, so dass der P räsident sein zweites
2 Das Quorum, d.h. die Hälfte der Stimmen plus einer Stimme im Abgeordnetenhaus, 
ist die notwendige M indestzahl an Abgeordneten sowohl für die Beratung eines G e­
setzes und als auch für die jeweilige A bstim m ung am E nde der Debatte.
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M andat vor dem  H intergrund einer absoluten M ehrheit in beiden K am ­
m ern an treten konnte. Diese K onstellation blieb über zwei Jahre hinweg 
konstant. E rst 1997 konnten die oppositionellen Parteien, die gem einsam  
die Allianz bildeten, bei den W ahlen zur teilweisen N eubesetzung des 
A bgeordnetenhauses G ew inne verzeichnen, so dass sich die absolute 
M ehrheit der Peronisten  w ieder au f eine einfache reduzierte. N u r zu Be­
ginn der ersten A m tszeit M enem s verfügte die PJ über keine M ehrheit 
im  Unterhaus. D ies war, wie später noch  ausgeführt wird, eine direkte 
Folge der besonderen Bedingungen, die für die vorzeitige A m tsübergabe 
von  Alfonsin zu M enem  festgelegt w orden waren. Diese Phase währte 
nur von Juli bis D ezem ber 1989.
Tabelle 1: Zusam m ensetzung des Abgeordnetenhauses (1987-1999)
Parteien
1987-89 1989-91 1991-93 1993-95 1995-97 1997-99
Sitze % Sitze % Sitze % Sitze % Sitze % Sitze %
p.i 96 37,8 120 47,2 117 45,5 128 49,8 131 51,0 119 46,3
U C R 114 44,9 90 35,4 84 32,7 83 32,3 68 26,4 66 25,7
Frepaso - - - - - - - - 22 8,6 38 14,8
UceDé 7 2,7 11 4,3 10 3,9 4 1,5 2 0,8 - -
PI 5 2,0 2 0,9 2 0,8 1 0,4 1 0,4 - -
Andere 32 12,6 31 12,2 44 17,1 41 16,0 33 12,8 34 13,2
I n 254 100 254 100 257 100 257 100 257 100 257 100
Quelle: D ie Tabelle wurde auf Basis der D aten des Abgeordnetenhauses erstellt. Es ist zu beachten, dass die 
Zahl der A bgeordneten aufgrund der Etablierung Feuerlands als eigenständige Provinz von 254 auf 257 anstieg.
D ie Tatsache, dass M enem  w ährend seiner Präsidentschaft fast im m er 
auf eine sehr günstige V erteilung der politischen M acht bauen konnte, 
stellte ein beachtliches Potenzial dar. D ie einem System der G ew altentei­
lung innew ohnenden Risiken w urden dadurch jedoch nicht beseitigt. Es 
könnte argum entiert w erden, dass stets latente K onflikte vorhanden wa­
ren, insofern der Präsident im m er noch die eigene Partei disziplinieren 
m usste und  au f die U nterstü tzung oppositioneller K räfte angewiesen 
war, um  das Q uorum  zu erreichen. A u f welche W eise setzte also Präsi­
dent M enem  angesichts der ihm  zur Verfügung stehenden institutioneilen 
und  politischen R essourcen seine E ntscheidungen  durch? Im  folgen­
den w erden die wichtigsten von  ihm  im  V erlauf der G esetzgebungspro­
zesse zur W irtschaftreform  und  deren Im plem entierung eingesetzten in­
stitutionellen Instrum ente analysiert. D abei wird deutlich, dass Carlos 
M enem  die dem  Präsidenten laut V erfassung zur V erfügung stehenden 
legislativen Ressourcen um fassend ausschöpfte. H inzu kam  der Rück­
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griff au f weitere Ressourcen, deren Verfassungsm äßigkeit um stritten war. 
D ie D elegation von M acht, Ä nderungen in der Zusam m ensetzung des 
O bersten  G erichtshofes sowie die N otstands- und  D ringlichkeitsdekrete 
sind normalerweise als Indikatoren für M enem s Tendenz angesehen 
w orden, einen autokratischen Regierungsstil zu pflegen. Z u  berücksichti­
gen sind aber auch die zahlreichen norm alen legislativen V erfahren sowie 
der G ebrauch des Vetorechts. D ie A rt und Weise, wie die letztgenannten 
R essourcen eingesetzt wurden, liefert Hinweise für eine N euinterpretati­
on der Beziehungen zwischen den verschiedenen politischen Institutio­
nen w ährend M enem s Amtszeit.
Tabelle 2: D ie Zusam m ensetzung des Senats (1983-1998)
1989-1992 1992-1995 1995-1998
Parteien Sitze % Sitze % Sitze %
PJ 26 56,5 30 62,5 37 57,8
UC R 14 30,4 11 22,9 15 23,4
Provinzparteien 6 13,1 7 14,6 10 15,6
Frepaso - - - - 2 3,2
Insgesamt 46 100 48 100 64 100
Anmerkung: Die Zahl der Senatoren stieg aufgrund der Etablierung Feuerlands als ei­
genständige Provinz von 46 auf 48. Der Zeitraum von 1995-98 schließt in Überein­
stimmung mit der Verfassungsreform von 1994 neue Senatoren ein.
D ie D elegation von Macht
In  den ersten beiden M onaten von  M enems erster A m tszeit fand, inm it­
ten des A usbruchs der Hyperinflationskrise von  1989, ein erster Schritt 
zu einer M achtkonzentration hin statt. Z u  diesem Zeitpunkt forderte die 
Exekutive vom  Parlam ent die Z ustim m ung zu zwei wichtigen Gesetzen: 
dem  W irtschaftsnotstandsgesetz (Ley de Emergencia Económica) und dem  
Staatsreform gesetz (Ley de Reforma del Estado). D iese G esetzesvorlagen 
lieferten einen um fassenden R ahm en für zukünftige politische H andlun­
gen. Sie beschränkten sich jedoch nicht au f den E n tw u rf eines Regie­
rungsprogram m s, sondern trugen gleichzeitig der Tatsache Rechnung, 
dass für eine rasche U m setzung des W irtschaftsprogram m s eine solide 
politische M achtbasis notw endig war.
D ie Gesetzesvorlage zum  W irtschaftsnotstandsgesetz sah eine Sanie­
rung der öffentlichen Finanzen vor. D ie M aßnahm en zielten auf eine so­
fortige und  zeitweise Reduzierung der öffentlichen Ausgaben. Beihilfen 
und  Subventionen sowie Zuw endungen im  Rahm en der Industrieförde-
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rung sollten gestrichen w erden, E instellungen, die eine Steigerung der 
staatlichen V erw altungsausgaben implizieren könnten, entfallen. W eitere 
Punkte betrafen die Zurückstellung von  Schulden und den V erkauf von 
staatlichem Eigentum . D ie Zentralbank sollte m it A utonom ie ausgestat­
tet w erden, um  W ährungsstabilität zu gewährleisten und  um  eine direkte 
oder indirekte Finanzierungen der nationalen Regierung oder der P ro ­
vinzen m it Flilfe der N otenpresse zu verhindern. Gleichzeitig zielten an­
dere M aßnahm en auf eine M odifizierung der M arktbedingungen ab. D a­
zu gehörte die G leichbehandlung von  nationalem  und ausländischem 
Produktionskapital sowie eine A ufhebung der V orzugsbehandlung nati­
onaler Produkte. D ie E rteilung von  Im portgenehm igungen sollte liberali­
siert w erden, um  teuer produzierte einheimische Produkte un ter K o n ­
kurrenzdruck zu setzen und  A ngebotsengpässe zu überwinden.
D ie im  E n tw u rf des W irtschaftsnotstandsgesetzes vorgesehenen 
M aßnahm en w urden durch die Bestim m ungen des G esetzes zu r Privati­
sierung und  Restrukturierung öffentlicher U nternehm en vervollständigt. 
D ie entsprechende Vorlage w ar von R oberto D rom i, dem  M inister für 
Ö ffentliche A rbeiten und  D ienste, entw orfen w orden und bildete den 
Ausgangspunkt für die Privatisierungspolitik der Regierung M enem. 
T ro tz der m it dieser Gesetzesinitiative angestrebten langfristigen struktu­
rellen V eränderungen wurde bei den m eisten Bestim m ungen die große 
Eile deutlich, m it der die R eform  auf den W eg gebracht w erden sollte. 
D er G esetzesentw urf sah den A usnahm ezustand für alle staatlichen 
Rechtspersonen, U nternehm en und G esellschaften vor. Als ersten 
Schritt zu deren Reorganisation sah das G esetz die Ü bernahm e durch ei­
nen T reuhänder interventor) für einen Zeitraum  von  sechs M onaten vor. 
Diese Phase konnte um  weitere sechs M onate verlängert werden. W ich­
tigste A ufgabe der T reuhänder in dieser Z eit w ürde es sein, das entspre­
chende U nternehm en gemäß den Instruktionen durch die Exekutive o- 
der den zuständigen M inister au f eine Privatisierung vorzubereiten. D er 
G esetzesentw urf stellte nicht nur die Regeln für zukünftige Privatisie­
rungen auf, er gab auch den Startschuss für die Staatsreform , indem  er in 
einem A nhang zahlreiche staatliche U nternehm en aufführte, die zu „Pri­
vatisierungsobjekten“ erklärt w urden. D ie Liste um fasste öffentliche 
U nternehm en aus den unterschiedlichsten W irtschaftsbereichen, insbeson­
dere öffentliche D ienstleistungen und  G rundstoffindustrien. Festgelegt 
w urde auch, ob lediglich eine Teilprivatisierung oder ein vollständiger 
V erkauf anzustreben sei.
Sowohl das W irtschaftsnotstandsgesetz als auch das Staatsreform ­
gesetz schufen breiten Raum  für zukünftige politische Aktivitäten und
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enthielten darüber hinaus eine Reihe von  V orschriften, die der Exekutive 
eine Im plem entierung der M aßnahm en ohne größere E inm ischung von 
Seiten anderer Institutionen erm öglichen sollten. Das G esetz zur Staats­
reform  m achte deutlich, dass in erster Linie die Exekutive und  das K abi­
nett, und nicht etwa der K ongress, den R estrukturierungsprozess des öf­
fentlichen Sektors kontrollieren w ürden, und  zwar aus dem  einfachen 
G rund, dass aufgrund der D ringlichkeit dieser A ufgabe keine Z eit für die 
D iskussion jeder einzelnen Privatisierungen sei. Insofern  würde die Pri- 
vadsierungspolitik vor allem mittels D ekreten  und  nicht durch G esetze 
im plem entiert w erden. W ährend m an sich auf die K nsensituation  berief, 
um  diese Delegation von  M acht zu rechtfertigen, blieb die K ontrolle  der 
durchzuführenden R eform en dem  K ongress Vorbehalten. Z u  diesem 
Zw eck ordnete das G esetz die E inrichtung einer aus sechs Senatoren 
und sechs A bgeordneten bestehenden K om m ission (comisión bicameral) 
an, die alle Inform ationen bezüglich des G esetzes erhielt und  über das 
R echt verfügte, w eitere Inform ationen einzufordem  sowie Vorschläge, 
Ratschläge und  Berichte zu formulieren. In ähnlicher W eise übertrug 
auch das W irtschaftsnotstandsgesetz der Exekutive legislative Rechte, al­
lerdings in geringerem U m fang, da wesentliche Bestim m ungen bereits 
durch das G esetz selbst form uliert wurden. A uch in diesem Fall behielt 
der K ongress das K ontrollvorrecht, denn Artikel 88 sah die E inrichtung 
einer Zw eikam m erkom m ission zur K ontrolle der Exekutive bei der 
A usübung der ihr zugewiesenen Funktionen vor.
Der Oberste G erichtshof
K urz nach V erabschiedung der N otstandsgesetze nahm  die Regierung 
zur K enntnis, dass die Justiz ein weiterer Bereich war, in dem  W ider­
stand gegenüber den W irtschaftsreform en geäußert w erden könnte. Als 
verheerend für die zukünftige W irtschaftspolitik galt die Aussicht, dass 
die entsprechenden G esetze für nicht verfassungskonform  erklärt w ür­
den. A uch die Verfassungsm äßigkeit der N otstands- und  D ringlichkeits­
dekrete w ar ein für die Regierung wichtiges Them a. U m  jedes Risiko für 
die Reform en zu verm eiden, w ar eine K ontrolle des O bersten  G erichts­
hofes notw endig.3 M it dem  A rgum ent, dass der Wille des Volkes, wie er
3 Verbitsky (1993: 33-46) hat behauptet, dass die Reform  des O bersten  Gerichtshofes 
nicht nur aus Sorge um  die Verfassungsmäßigkeit der N otstandsregelungen vorge­
nom m en w orden sei, sondern  auch dafür sorgen sollte, dass das G ericht die Maß­
nahm en der Regierung zur Lösung der Problem e mit dem  Militär billigen würde. D er
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durch dessen gewählte R epräsentanten ausgedrückt werde, durch keiner­
lei H indernisse gestört w erden sollte (der G erich tshof w ar kein gewähltes 
G rem ium ), legte die Exekutive einen G esetzentw urf vor, der darauf ab­
zielte, sich im  O bersten  G erich tshof durch die A nhebung der Mitglie­
derzahl von  fün f auf neun eine regierungsfreundliche M ehrheit zu schaf­
fen. D er G esetzentw urf w urde im  Septem ber 1989 eingereicht und im  
April 1990 verabschiedet, nach einem  recht einfachen D urch lauf im  Se­
nat (wo die kom fortable peronisrische M ehrheit ihn innerhalb von elf 
Tagen annahm ) und  einem kom plizierteren D urchgang im U nterhaus.4 
W ie weiter oben angem erkt, w ar das Ergebnis eine V ergrößerung der 
Mitgliederzahl des O bersten  G erichtshofes und die E rnennung von re­
gierungstreuen Kandidaten. Bereits im  Mai 1990 ernannte M enem  m it 
Z ustim m ung des Senats sechs neue R ichter am O bersten  G erichtshof: 
vier au f den neu geschaffenen Stellen und  die übrigen zwei als N ach­
folger für diejenigen, die zurückgetreten waren.5
D ie durchgeführten V eränderungen erwiesen innerhalb kurzer Zeit 
ihre Effektivität. D er vielsagendste Fall war der des dissidenten pero­
nisrischen A bgeordneten M oisés Fontela, der m it Hilfe der Justiz die 
Privatisierung von  A.erolineas Argentinas in Frage stellen wollte. D er A bge­
ordnete versuchte, eine U nterbrechung der endgültigen Verkaufsver­
handlungen zu erreichen, indem  er eine Beschwerde (acción de amparó)
von M enem  während seines ersten Am tsjahres verkündete G nadenakt (indulto) betraf 
m ehr als zw eihundert Militärangehörige, die an dem  „schm utzigen Krieg“ in den 
70er Jahren, am  Malvinas-Krieg und an den Aufständen von 1987 und 1988 beteiligt 
gewesen waren.
4 D er G esetzgebungsprozess im  A bgeordnetenhaus wurde wegen Unregelmäßigkeiten 
kritisiert. E rstens wurde angem erkt, dass m ittels eines irregulären Prozedere die D e­
batte über das Gesetz um  viele Stunden bis tief in die N ach t verlängert wurde. O b ­
wohl eine A bstim m ung über die U nterbrechung der D ebatte  bis zum  folgenden Tag 
veranlasst w orden war, entschied sich eine „unklare“ M ehrheit für die Fortsetzung 
der Sitzung. In der T at wurde angeprangert, dass die M ehrheit durch Strohm änner 
erzielt w orden sei. Zweitens wurde der G esetzesentw urf „im  allgemeinen“ , jedoch 
nie „im  einzelnen“ (Artikel für Artikel) angenom m en -  was nur den ersten Schritt im 
Zustim m ungsprozess darstellt und zwar schlicht und einfach deswegen, weil die 
Sitzung nach der allgemeinen A nnahm e des Gesetzes als beendet betrachtet wurde 
(Vidal 1995: 73-104; Verbitsky 1993: 47-51).
5 M enem  wirkte auch au f die Besetzung anderer Bereiche der Justiz ein. E r ernannte 
den mit der A ufsicht über die Erm ittlungs- und Prozessfunktionen der richterlichen 
Gewalt beauftragten Procurador General de la Corte ohne die notwendige Zustim m ung 
durch den Senat. Außerdem  sorgte er für den Rücktritt von vier der fü n f Mitglieder 
des R echnungshofes (Tribunal de Cuentas), dessen Aufgabe die Überwachung der G e­
setzmäßigkeit von Regierungsausgaben ist (Larkins 1998: 430-431).
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einreichte, in der Bedenken gegen die Rechtm äßigkeit des V erfahrens 
präsentiert wurden. D er R ichter gab dem  A ntrag statt und  veranlasste ei­
ne U nterbrechung des A ngebotsverfahrens, bis die angezeigten U nre­
gelmäßigkeiten geklärt wären. K urz darauf richtete sich der M inister für 
Ö ffentliche A rbeit und D ienste, R oberto D rom i, direkt an den O bersten  
G erich tshof und  erreichte do rt innerhalb kurzer Z eit die A ufhebung der 
richterlichen Entscheidung. D ieser Fall w ar nicht nur deswegen interes­
sant, weil sich die Regierung in ihrer A nnahm e bestätigt sah, dass die Ju s­
tiz ohne die Reform  des O bersten  G erich tshof ein H indernis für ihre 
Politik gewesen wäre, sondern auch, weil das um strittene M ittel des per 
saltum  zum  ersten Mal in der argentinischen G eschichte A nw endung 
fand. D as Ü berspringen von  Zw ischenstufen eines gerichtlichen V erfah­
rens w ar vom  G esetzgeber nicht eindeutig geregelt, weshalb die A kzep­
tanz dieser Vorgehensweise durch den O bersten  G erich tshof etwas legi­
timierte, was in der Vergangenheit zu K ontroversen und  D ebatten  ge­
führt hatte.
D ie Reaktion des O bersten  G erichtshofes au f den Erlass von N o t­
stands- und  Dringlichkeitsdekreten durch die Regierung M enem  zeigte 
ein weiteres Mal, wie effektiv die V eränderungen in seiner Besetzung 
gewesen waren. In  einer E ntscheidung von  1990 (Fall Peralta) w urde die 
diesbezügliche Position des G erichtshofes festgelegt: obw ohl diese 
D ekrete in der V erfassung nicht erw ähnt w ürden, könne in „sehr ernsten 
Situationen“ au f sie zurückgegriffen werden. V on da an m usste sich das 
G ericht verschiedene Male m it Rechtsbegehren auseinandersetzen, durch 
die von  der Regierung erlassene N otstands- und  Dringlichkeitsdekrete in 
Frage gestellt wurden. In  den m eisten Fällen stellte es sich auf die Seite 
der Regierung und  unterstü tzte deren R echt zum  Erlass von  D ekreten. 
E ine A usnahm e stellten lediglich jene Fälle dar, die V orrechte des 
O bersten  G erichts selbst betrafen (Ferreira Rubio und  G oretti 1996: 
466-469).
Die N otstands- und Dringlichkeitsdekrete
Wie bereits ausgeführt, w urde ein G roßteil der w irtschaftlichen Struktur­
reform en unter Präsident M enem  m it Hilfe von  D ekreten umgesetzt. 
D ies galt auch für einige w eitere Reform en, etwa die Rationalisierung der 
öffentlichen V erwaltung mittels D ekreten, deren Legitimität sich aus den 
verfassungsm äßigen R echten des Präsidenten ergab. D aneben  griff M e­
nem  auch auf die M öglichkeit der „G esetzgebung“ durch D ekrete zu ­
rück. D urch  den E insatz von  N otstands- und  Dringlichkeitsdekreten
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nahm  der Präsident legislative V orrechte in A nspruch, die allein dem  
K ongress zustehen — und zwar ohne jegliche Rechtsgrundlage.
D ie N otstands- und D ringlichkeitsverordnungen können als eine der 
großen N euerungen des 1983 w iederbegründeten dem okratischen Re­
gimes angesehen w erden.6 Z uvor w aren solche M aßnahm en sehr selten 
angewendet w orden, in extrem en wirtschaftlichen und  institutionellen 
K nsensituationen, welche außerordentliche Lösungen erforderten. E in ­
griffe des Präsidenten in die Sphäre der legislativen E ntscheidungen oh­
ne nachfolgende Z ustim m ung durch den K ongress w aren insofern ein 
V orrecht, das Präsident Raúl A lfonsin erstmals für sich in A nspruch ge­
nom m en hatte. Präsident Carlos M enem  trieb diese Vorgehensweise 
dann auf die Spitze. M enem  w ar nicht der erste Regierungschef, der von 
diesem M ittel G ebrauch m achte, aber bem erkensw ert w ar die gewaltige 
M enge der von  ihm  in einer einzigen A m tsperiode erlassenen Dekrete. 
Ferreira Rubio und  G oretti (1996: 451) haben gezeigt, dass Präsident 
M enem  zwischen Juli 1989 und  A ugust 1994 336 N otstands- und  D ring­
lichkeitsdekrete Unterzeichnete, w ährend zwischen 1853 und  Juli 1989 
nu r 35 D ekrete erlassen w orden waren.7
W enn auf N otstands- und  D ringlichkeitsdekrete nur in außerordent­
lichen Situation zurückgegriffen w erden soll, ist der durch M enem  er­
folgte G ebrauch dieses M achtinstrum entes kaum  zu rechtfertigen. Die 
von  ihm  erlassenen D ekrete bezogen sich vo r allem auf W irtschafts fra­
gen. M enem  m achte von  dieser M öglichkeit w ährend seiner gesamten 
ersten A m tsperiode G ebrauch, sow ohl in Zeiten der Hyperinflation als 
auch in Situationen m akroökonom ischer Stabilität.8 W arum  sollte es ein
6 Molinelli (1996: 75) konstatiert, dass m an „vor 1983 ein Buch über Verfassungsrecht 
schreiben konnte, ohne das Them a zu erwähnen, und w enn es erw ähnt wurde, dann 
nur im Z usam m enhang mit ,politischen’ Entscheidungen, Ausnahm eerscheinungen, 
welche darüber hinaus im  allgemeinen als irregulär betrachtet w urden.“
7 Ferreira R u b io /G oretti (1994: 2-4) haben ausgefuhrt, dass sich, da der Verfassungs­
text von 1853 keine N otstands- und Dringlichkeitsdekrete vorsah, eine K ontroverse 
hinsichtlich ihrer verfassungsm äßigen Gültigkeit ergab. Einige Fachleute waren der 
M einung, dass sie den Verfassungsnorm en widersprächen, da kein A usnahm ezustand 
eine U nterbrechung des Prinzips der Gewaltenteilung rechtfertigen könne, au f dem 
das politische System basiere. Andere hielten dagegen, dass D ekrete erlassen w erden 
könnten, wenn der Kongress nicht zusam m entrete und schwierige und außerordent­
liche Situationen das Überleben des Staates und  der Zivilgesellschaft bedrohten. U n ­
geachtet dieser Differenzen bestand eine Ü bereinstim m ung in bezug au f die N o t­
wendigkeit, die erlassenen D ekrete innerhalb eines angem essenen Zeitraum s der 
Z ustim m ung oder A blehnung durch den Kongress zu unterwerfen.
8 V on insgesam t 336 zwischen 1989 und 1994 erlassenen D ekreten w urden 30 zwi­
schen Juli und D ezem ber 1989, 63 im  Jahr 1990, 85 im Jahr 1991, 69 im  Jahr 1992,
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Präsident m it einer solchen M ehrheit im  Parlam ent nötig haben, per 
D ekret zu regieren? W enn M enem s D ekrete nicht notwendigerweise mit 
A usnahm esituationen in Zusam m enhang stehen, eignen sie sich sehr gut 
als Beleg für einen besonders autokratischen Entscheidungsstil. D ie Re­
gierung verließ sich au f ihre eigene Risikoanalyse, w enn sie dem  K o n ­
gress W irtschaftsgesetze vorlegte. Insofern ist der extrem e E insatz von 
D ekreten  vielleicht nicht unbedingt ein Indikator für Fügsam keit und 
Schwäche des Kongresses.
D ie Rolle des Kongresses
Angesichts der Zentralisierung von  Entscheidungen und  des autokrati­
schen Regierungsstils der Exekutive stellte sich die Frage, ob der K o n ­
gress überhaupt keinen Einfluss au f die W irtschaftsreform en nehm en 
konnte oder ob es ihm  trotz der widrigen U m stände gelang, eine gewisse 
Rolle zu spielen. In  diesem Sinne gilt es zunächst zu berücksichtigen 
(und dies hat der mainstream der Fachliteratur bislang nicht getan), dass 
trotz des Einsatzes von  außergewöhnlichen Ressourcen autokratischen 
Typs (Dekrete und  Delegation legislativer Funktionen) auch norm ale 
G esetzgebungsverfahren stattfanden. M it anderen W orten: M enem  re­
gierte nicht nur per D ekret, sondem  auch durch Gesetze. N eben  336 
N otstands- und  Dringlichkeitsdekreten9 w urden w ährend seiner ersten 
A m tsperiode 835 G esetze verabschiedet, die zu 46% au f Vorlagen der 
Exekutive und  zu 54% auf Initiativen des K ongresses zurückgingen 
(M ustapic 2000: 591). Diese A ngaben zeigen zum  einen, dass der K on­
gress die von der Exekutive eingereichten Vorlagen verabschiedete, und 
zum  anderen, dass er selbst seine verfassungsm äßigen R echte hinsicht­
lich der Initiierung und  V erabschiedung von G esetzen nutzte. W ie die 
D aten  zeigen, nutzten beide G ew alten ihre Initiativfunktion etwa in  glei­
chem  Ausm aß. M ustapic weist darauf hin, dass der K ongress zwar den
62 im  Jahr 1993 und 27 zwischen Januar und August 1994 verkündet (Ferreira Ru- 
b io /G o re tti 1996:454).
9 E s sollte vielleicht klargestellt werden, dass die Regierung von den insgesam t 336 
N otstands- und Dringlichkeitsdekreten nur 166 anerkannte. D ie übrigen 170 wurden 
von  Ferreira Rubio und G oretti nach einer sorgfältigen Analyse der gleichen K atego­
rie zugeordnet. D ie Regierung dagegen vermied es, diese als N otstands- und D ring­
lichkeitsdekrete zu bezeichnen, obw ohl es sich um  solche handelte. Einige Autoren 
ziehen es vor, nur die von  der Exekutive selbst anerkannten D ekrete zu berücksichti­
gen, deren Anzahl freilich auch so noch signifikant genug ist.
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Eingaben der Exekutive Priorität einräum te, aber darüber nicht die aus 
seinen eigenen Reihen hervorgegangenen E ntw ürfe vernachlässigte.
Insgesam t scheinen die Zahlen die große gesetzgeberische Revoluti­
on zu bestätigen, die w ährend der A m tszeit M enem s stattfand und  m it 
einem  neuen Entwicklungsm odell sowie einer neuen Rolle des Staates in 
V erbindung steht. U m gesetzt w urde sie sowohl durch norm ale als auch 
durch außergewöhnliche G esetzgebungsverfahren. Verglichen m it ande­
ren Präsidentschaften lag die A nzahl der w ährend der ersten A m tsperio­
de Carlos M enem s verabschiedeten G esetze au f einem vorderen Platz. 
Laut M ustapic (2000: 591) erließ der K ongress w ährend der Präsident­
schaft von Raul Alfonsin 645 G esetze, hinzu kam en etwa zehn N o t­
stands- und  Dringlichkeitsdekrete. Für frühere Präsidentschaften liegen 
folgende D aten vor: un ter Illia 441 G esetze, un ter Cám pora 10, un ter 
Lastiri 27, w ährend der dritten Präsidentschaft Peróns 142 und  unter 
M artínez de Perón  569 G esetze (M olinelli/Palanza/S in 1999:416). Es 
gab zwar im  V erlauf des 20. Jahrhunderts Präsidentschaften, w ährend 
denen eine größere A nzahl von  G esetzen verabschiedet w urde (zum Bei­
spiel un ter Yrigoyen 1114 und  w ährend der ersten A m tszeit Peróns 1292 
Gesetze), allerdings hängt dies auch dam it zusam m en, dass bis 1964 sehr 
viele Renten- und  Pensionsgesetze erlassen wurden. D eren Anteil an den 
gesam ten G esetzen lag zwischen 21% und 57% (M olinelli/Palanza/Sin 
1999: 415).
D ie große Anzahl der unter M enem  verabschiedeten G esetze führt 
uns zu einem zweiten wichtigen Aspekt, und  zwar zu den Inhalten der 
Gesetze. D abei ist darauf hinzuweisen, dass grundlegende w irtschaftspo­
litische Reform gesetze vom  K ongress debattiert und verabschiedet w ur­
den. A n erster Stelle ist die V erabschiedung des K onvertibilitätsgesetzes 
(Ley de Convertibilidad) zu nennen. M ehr als zehn vom  Parlam ent verab­
schiedete Privatisierungsgesetze (zusätzlich zu den durch das Staatsre­
formgesetz von 1989 autorisierten Privatisierungen) und wichtige Gesetze 
wie die zu r Steuer- und  A rbeitsrech tsreform  zeigen, dass das Parla­
m ent durchaus an w irtschaftspolitischen Entscheidungsprozessen betei­
ligt war. M ehrere Studien haben aufgezeigt, dass der K ongress an der in­
haltlichen Ausgestaltung der betreffenden G esetze in substanzieller A rt 
und  W eise beteiligt w ar.10 E tchem endi/P alerm o (1998: 581-582) un-
10 Z ur Privatisierungspolitik siehe Llanos (1998); zur R eform  des Arbeitsrechts E tche­
m endi/Palerm o (1998); zur Reform  des Pensionssystems: A lonso (1998); zur Steuer­
gesetzgebung: E aton (1998); zur W irtschaftsliberalisierung: T o rre /G erch u n o ff (1996). 
Für eine allgemeinere In terpretation siehe auch Palerm o (1995) und (1998).
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terstreichen bei ihrer Analyse der arbeitsm arktrelevanten Strukturrefor­
m en, dass die entsprechenden G esetzesvorlagen der Regierung im  Par­
lam ent au f erhebliche W iderstände stießen und  dass die Exekutive in die­
sem Politikbereich lediglich Teilerfolge erzielen konnte. D ie A utoren 
weisen insbesondere darauf hin, dass der K ongress eine bedeutende Rol­
le beim  A bblocken der anfänglichen V ersuche der Exekutive spielte, ihre 
Politik m it unilateralen Ressourcen durchzusetzen. M it dieser H altung sei 
es gelungen, der Exekutive m ehr V erhandlungsbereitschaft abzuringen. 
A uch A lonso (1998: 620-624) stellt in seiner Studie zur Reform  des So­
zialversicherungssystems fest, dass die Exekutive ihren unilateralen Füh­
rungsstil m odifizieren und  sich auf V erhandlungen einlassen m usste. In ­
folgedessen wurde das Kapitaldeckungsverfahren nur m it bedeutsam en 
inhaltlichen K orrekturen gegenüber der ursprünglichen Regierungs­
vorlage verabschiedet. E ine Studie zur Steuerreform  (Eaton: 1998) weist 
au f ähnliche Tendenzen hin: die peronisrischen A bgeordneten billigten 
die entsprechenden Vorlagen erst, nachdem  sie M odifikationen durchge­
setzt hatten, die insbesondere den Interessen der von ihnen vertretenen 
Provinzen entsprachen.
Insofern  gingen die G esetze zur W irtschaftsreform  zwar au f Initiati­
ven der Exekutive (sei es des Präsidenten selbst oder ihm  nahestehender 
A bgeordneter) zurück, ihre endgültige Fassung erhielten sie jedoch erst 
im  V erlauf von V erhandlungen in den K om m issionen bzw. im  Plenum  
beider H äuser des Kongresses. D abei w urden zahlreiche M einungen be­
rücksichtigt, die sich in  den Regierungsvorlagen nicht w iederfanden und 
die in vielen Fällen den ursprünglichen Zielsetzungen widersprachen. 
D ie kritische Einstellung des Kongresses gegenüber den Initiativen der 
Exekutive beschränkte sich im  übrigen nicht au f die W irtschaftsrefor­
m en. D ie Hälfte der zwischen 1989 und  1995 von  der Exekutive vorge­
legten Initiativen w urde m it M odifikationen des K ongresses verabschie­
det (87 von  insgesam t 165 G esetzen, w obei hier nicht die internationalen 
Verträge hinzugerechnet w erden, da bei diesen laut V erfassung keine 
M odifikationen erlaubt sind). 40%  der Regierungsvorlagen w urden vom  
Parlam ent nicht gebilligt (M ustapic 1999). H inzu kam, dass der K ongress 
die Exekutive w iederholt dazu brachte, bereits eingereichte Initiativen 
w ieder zurückzuziehen und  durch V orlagen zu ersetzen, die eher den 
Forderungen der A bgeordneten entsprachen (wie im  Fall der Sozialversi­
cherungsreform  und  der Privatisierung des staatlichen E rdölunterneh­
mens). In  anderen Fällen verzichtete die Exekutive ganz auf bestimmte 
V orhaben, da der K ongress bereits im  V orfeld signalisiert hatte, dass er 
seine Z ustim m ung verweigern würde. Beispielsweise verzichtete M enem
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auf die ins Auge gefasste Privatisierung der N ationalbank und  wagte es 
auch nicht, dies per D ekret au f den W eg zu bringen.
D er K ongress m achte im  Laufe der A m tszeit M enem s in un ter­
schiedlicher A rt und  W eise von  seinen G esetzgebungskom petenzen 
G ebrauch. In  einer früheren A rbeit habe ich drei Phasen des V erhältnis­
ses zwischen Exekutive und  Legislative unterschieden (Llanos 1998). Die 
erste Phase entspricht den ersten M onaten der ersten Präsidentschaft 
M enem s, als der K ongress dem  Präsidenten inm itten der H yperinflati­
onskrise gesetzgeberische Befugnisse übertrug. D am it verzichtete der 
K ongress auf die Beteiligung an einer Vielzahl von  G esetzgebungsver­
fahren im  Z usam m enhang m it der W irtschaftsreform . D ie entsprechen­
den Entscheidungen w urden in der Folgezeit einseitig von  der Exekutive 
getroffen. W ährend dieser „delegativen Phase“ beschränkte sich das Par­
lam ent darauf, durch die zu diesem Zw eck geschaffenen K om m issionen 
eine K ontrollfunktion auszuüben. D ie G esetze zur Staatsreform  und  zur 
W irtschaftsreform  m arkierten insofern den Zeitpunkt des größten insti­
tutionellen Ungleichgewichts zugunsten der Exekutive. D anach änderte 
sich die K onstellation und  bis zum  E nde der ersten Präsidentschaft Me­
nem s kann von  einer „kooperativen Phase“ gesprochen werden. Je tz t 
war der K ongress nicht m ehr zur Ü bertragung von gesetzgeberischen 
K om petenzen an die Exekutive bereit, vielm ehr bem ühte er sich däm m , 
einige seiner K om petenzen wiederherzustellen. D ie Exekutive entfaltete 
im m er noch ein enorm es politisches Führungspotenzial und  es gelang 
ihr, die Zustim m ung des Parlam ents zu zentralen R eform en zu erhalten. 
Dies w ar jedoch nu r durch Zugeständnisse der Exekutive hinsichtlich 
der Gesetzesinhalte möglich. D ie dritte Phase entfällt au f die zweite 
A m tszeit Menems und kann als „konfliktive Phase“ bezeichnet werden. 
D as K räfteverhältnis zw ischen beiden G ew alten w ar jetzt ausgeglichener 
als zuvor. D er K ongress m odifizierte und  verzögerte jetzt nicht nu r V or­
schläge der Exekutive, er nutzte auch entschlossen seine Präventivrechte 
und  weigerte sich, einige der von  der Regierung vorgelegten G esetzes­
initiativen zu verabschieden.
Sicherlich konnte der Präsident letztendlich im m er noch auf sein 
partielles V etorecht zurückgreifen, das er auch auf recht um strittene 
W eise nutzte.11 M ustapic (1995) weist d arau fh in , dass der G ebrauch des
11 Partielles V eto bedeutet, dass der Präsident gegen Teile eines vom  K ongress verab­
schiedeten Gesetzes sein Veto einlegt und die restlichen Bestim m ungen in K raft tre­
ten lässt. V on dieser Möglichkeit m achte M enem  ausführlich G ebrauch. D urch die
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partiellen Vetos derart effektiv war, dass die Exekutive dadurch einen 
G roßteil ihrer Initiativm acht bew ahren konnte. Jedoch  gelang es ihr nie, 
eine Beteiligung des K ongresses ganz zu verhindern. D aher behielten 
wichtige, m it einem  partiellen V eto  belegte G esetze, wie etwa das zur 
Sozialversicherungsreform , einen großen Teil des im  K ongress ausge­
handelten W ortlauts. D ie E rfahrungen m it dem  partiellen V eto  verwei­
sen som it nicht nur au f die institutioneile M acht des Präsidenten, sie sind 
gleichzeitig ein w eiterer Beleg dafür, in welchem  U m fang die A bgeordne­
ten eigenständig handeln und  M odifikationen von  G esetzen gegen den 
W illen der Exekutive durchsetzen konnten. W äre für die N otstands- und  
D ringlichkeitsdekrete eine ähnliche In terpretation denkbar?
Zweifellos w aren diese D ekrete eine m ächtige institutionelle W affe 
in den H änden M enem s und  ein unum stößlicher Indikator für seine au- 
tokratischen Regierungstendenzen. A ber zahlreiche konkrete D ekrete (in 
der M ehrzahl solche, die im  Z usam m enhang m it den W irtschaftsrefor­
m en standen) sollten besser als m ächtige W affen in den H änden eines 
schwachen Präsidenten charakterisiert werden. E in  Präsident, der mittels 
D ekreten  regieren kann, ist in einem institutionellen Sinne im m er m äch­
tig, aber dies bedeutet nicht, dass er auch politisch stark wäre. Parado­
xerweise reicht der Einfluss eines Präsidenten, der durch D ekrete regiert 
nur so weit, wie es ihm  gelingt, dass seine D ekrete nicht durch ein Ge­
setz des K ongresses außer K raft gesetzt werden. E r  ist gleichzeitig aber 
auch so schwach, dass er au f D ekrete zurückgreift und  es n icht wagt, 
sich bei der V erabschiedung eines G esetzes m it dem  K ongress auseinan­
der zu setzen.
The rate at which the administration issues NUDs has declined by more 
than 50 percent relative to the period before the (1994 constitutional) re­
form. In the first twenty-seven months under the new 1994 Constitution, 
the administration issued sixty-two NUDs -  less than its yearly average over 
the 1989-94 period (Ferreira Rubio/Goretti 1998: 59).12
D er zahlenm äßige Rückgang von  N otstands- und  Dringlichkeitsdekre­
ten, den die A utoren beobachten, findet zur gleichen Z eit statt, in der die 
größten  K onflikte zwischen Präsident und  K ongress auftreten, nach der 
W iederwahl M enem s 1995. D iese D aten  legen die A nnahm e nahe, dass 
ein Präsident, dem  es an politischer D urchsetzungsfähigkeit zu r V erab­
Verfassungsreform  von 1994 w urde diese Vorgehensweise legitimiert (wie im übrigen 
auch die N otstands- und Dringlichkeitsdekrete).
12 N U D s =  Necessity and Urgency Degrees (N otstands- und Dringlichkeitsdekrete).
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schiedung von  G esetzen fehlt, auch zu schwach ist, um  m it Hilfe von  
D ekreten  zu regieren. In jedem  Fall d arf die Rolle des Kongresses, und 
insbesondere die der in ihm  vertretenen Parteien, nicht vernachlässigt 
w erden, gleichgültig, ob der P räsident allein oder m it dem  K ongress re­
giert.
Das Verhältnis zw ischen Exekutive und Kongress: 
Einige erklärende Faktoren
Es w urde bereits daraufhingew iesen, dass die Präsidialverfassung A rgen­
tiniens unterschiedliche M odalitäten der M achtausübung durch den P rä­
sidenten ermöglicht. Diese bewegen sich zwischen den Extrem en eines 
unilateralen Handlungsstils einerseits und  der Suche nach K onsens ande­
rerseits (Rockman 1997). N orm alerw eise schwanken Präsidenten zwi­
schen beiden Entscheidungsalternativen hin- und  her. D ie politische 
Geschichte Argentiniens zeichnet sich durch große Instabilität, personalisti- 
sche Führungsstile und  hegem oniale E ntw ürfe aus. In der politischen 
Praxis herrschte stets eine N eigung vor, sich eher der ersteren der beiden 
genannten A lternativen zu bedienen. Angesichts dieses historischen Le­
gats sorgte der autokratische Regierungsstil M enem s kaum  für Ü berra­
schung (O ’D onnell 1994b). T ro tzdem  soll im  Folgenden deutlich ge­
m acht w erden, dass die N eigung eines Präsidenten, sich für die eine oder 
die andere Strategie zu entscheiden, auch m it konjunkturellen Faktoren 
zusam m enhängt. Präsidenten handeln nicht isoliert, sondem  interagieren 
m it anderen sozialen, politischen und  institutionellen Akteuren. A uch 
w enn sie eigene politische Präferenzen haben und zu einem bestim m ten 
Führungsstil neigen, so m üssen sie doch die Existenz anderer Akteure 
mit eigenen politischen Präferenzen im  Auge behalten. D ies gilt insbe­
sondere für das Verhältnis zwischen Exekutive und  Legislative.
In  den folgenden A bschnitten w erden zwei Faktoren herausgestellt, 
die ausschlaggebend für das Verhältnis zwischen Präsident und  K ongress 
w ährend der A m tszeit M enem s waren. Erstens der sozioökonom ische 
K ontext, vo r dessen H intergrund sich dieses Verhältnis entwickelte, und 
zweitens die Beziehungen zwischen dem  Präsidenten und den anderen 
wichtigen politischen A kteuren: seiner eigenen Partei, den O ppositions­
parteien und schließlich den für den E n tw u rf der W irtschaftsreform  ver­
antw ortlichen Technokraten.
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D ie hyperinflationären Um stände
V erschiedene A utoren haben darauf hingewiesen, dass eine durch eine 
tiefgreifende W irtschaftskrise gekennzeichnete Situation einen positiven 
Einfluss auf die Im plem entierung erfolgreicher W irtschaftsreform en ha­
ben kann.13 Dies wird dam it erklärt, dass eine solche Situation nicht nur 
die Initiierung eines Reform program m s durch die Regierung erleichtert, 
sonder dass auch eher Regierungskapazitäten geschaffen w erden können, 
um  die R eform en langfristig aufrecht zu erhalten.14 W ie im  Folgenden 
gezeigt wird, veranlassten die hyperinflationären U m stände M enem  bei 
seinem A m tsantritt zu einer W irtschaftspolitik, für die er nie Präferenzen 
gezeigt hatte. D ie Exekutive verfügte infolge der Krise über große politi­
sche und  institutionelle Handlungsspielräum e, was für die D urchsetzung 
der ersten W irtschaftsreform m aßnahm en entscheidend war.
D ie Hyperinflationskrise w ar eine Folge struktureller Problem e. Sie 
m achte den Kollaps des Staates au f dram atische W eise deutlich, eines 
Staates, der nach und nach seine A utonom ie gegenüber dem  sozialen, ex­
ternen und  privaten D ruck verloren hatte (P alerm o/N ovaro  1996: 85-94; 
O ’D onnell 1993). D ie Hyperinflation w urde durch wirtschaftliche und 
politische Faktoren ausgelöst, die sich w ährend der letzten M onate der 
Präsidentschaft Alfonsins ereigneten. D ies setzte einer Reihe von  ge­
scheiterten Stabilisierungsversuchen im Laufe der zweiten Hälfte der 
80er Jahre ein dramatisches Ende (Canitrot 1994).
Bereits vor A usbruch der Krise hatten die M ittel der Regierung zur 
Finanzierung des öffentlichen Sektors einen T iefstand erreicht. A ber 
auch die U nsicherheit angesichts der bevorstehenden Präsidentschafts­
wahlen trug zur V erschlechterung der Situation bei (G erchunoff/T orre  
(1996: 735). D ie Aussicht, dass der Peronism us wieder an die M acht 
kom m en könnte, beunruhigte insbesondere die Privatwirtschaft. D er 
populistische W ahlkam pfstil des peronistischen K andidaten wurde durch 
das Im age verstärkt, das er als G ouverneur von La Rioja gew onnen ha t­
te. W ährend M enem  von einem Schuldenm oratorium , von salariado und 
einer „produktiven R evolution“ sprach, glich sein W irken als G ouver­
neur dem  eines typischen caudillo, der Verteilungspolitiken m it einem 
feudalen Regierungs stil verband, bei dem  der M angel an V erantw ortlich­
13 Z u  dieser These siehe: H aggard/K aufm an (1995); N elson (1994); O ’D onnell 
(1994b); Przeworski (1995); Sm ith/A cufia/G am arra  (1994); W illiamson (1993).
14 D er Erklärungswert der Variable „W irtschaftskrise“ ist von Corrales (1999) in Frage 
gestellt worden.
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keit die Regel war. V or diesem H intergrund bestand eine große U nsi­
cherheit dahingehend, was w ohl von einem Präsidenten M enem  zu er­
warten sein würde. M enem s W ahlkam pf trug dazu bei, die Ä ngste h in ­
sichtlich zukünftiger finanzieller U nwägbarkeiten und  dam it die Inflation 
weiter anzuheizen.
N achdem  M enem  die Präsidentschaftswahlen gew onnen hatte, w ur­
de die Inflation, die in den M onaten zuvor dem  steigenden D ollarkurs 
gefolgt war, zur Hyperinflation (Smith 1991: 40). D as ganze Land wurde 
durch den V erlust der K ontrolle über die W irtschaft erschüttert, in den 
V ororten  der G roßstädte kam  es zu Krawallen. U nter diesen U m ständen 
stellte sich die Frage nach dem  Z eitpunkt der A m tsübergabe von  Al­
fonsin zu M enem. A lfonsin trat schließlich fünf M onate vo r A blauf sei­
ner A m tszeit zurück und  M enem  übernahm  bereits im  Juli 1989 die Re­
gierungsgeschäfte.
D ie Situation ließ im  H inblick au f die W irtschaftspolitik nicht viele 
M öglichkeiten offen. D a der Staat fast alle ihm  zur V erfügung stehenden 
Ressourcen und  Regierungskapazitäten eingebüßt hatte, w ürde nu r die 
Einleitung stabilitätsorientierter R eform en wirkungsvoll zur B eruhigung 
der Finanzm ärkte beitragen und  die Bewilligung dringend benötigter ex­
terner Kredite ermöglichen. M enem  verstand dies und  wechselte von 
seiner im  W ahlkam pf präsentierten unklaren H altung zu einer klaren P o ­
sition. Seine neue H altung war weit entfernt von  dem, was seine politi­
sche Laufbahn und  die Zugehörigkeit zum  Peronism us hätten verm uten 
lassen. Sie um fasste — gleicherm aßen zur Ü berraschung von M enem s 
G egnern und A nhängern — die Prinzipien eines neoliberalen Program m s: 
die Aufgabe des Staatsinterventionism us und  des geschützten Kapitalis­
m us, die Privatisierung von  staatlichen U nternehm en, einen finanzpoliti­
schen Sparkurs sowie die Ö ffnung  der W irtschaft.
D ie Entscheidung für ein innovatives W irtschaftsprogram m  scheint 
eine direkte Folge der ökonom ischen und  institutionellen Krise gewesen 
zu sein, m it der sich M enem  nach seiner W ahl konfrontiert sah. E r  m uss­
te erkennen, dass die objektive wirtschaftliche Situation keine großen 
Spielräume für andere staatliche Politiken als die in Richtung m arktw irt­
schaftlicher Reform en ließ. Indem  er einen m arktw irtschaftlichen Re­
form kurs einschlug, konnte M enem  die U nterstü tzung der nationalen 
Privatw irtschaft sowie der internationalen Banken und  K reditgeber er­
langen. T o rre /P a le rm o  (1992) sind zu der Schlussfolgerung gelangt, dass 
M enem s K ehrtw ende direkt nach seiner W ahl „das Ergebnis einer stra­
tegischen K alkulation war; genauer gesagt, die Entscheidung für m ark t­
w irtschaftliche Politiken w ar ein M ittel zu r N eutralisierung seiner politi-
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sehen Schwäche, zur Etablierung einer bis dahin unbekannten sozialen 
Koalition und zum  Erhalt seiner eigenen M acht.“ In  der T at sah sich 
M enem  durch den plötzlichen W andel des „politischen O pportunism us“ 
beschuldigt (Canitrot: 1994) und  es wurde die „Frage der politischen 
G laubw ürdigkeit“ aufgeworfen, w orauf er in der Folge stets m it einem 
Hinweis au f den raschen Fortschritt der Reform en antw ortete (Gerchu- 
n o ff/T o rre  1996; P alerm o/N ovaro  1996; T orre /P a le rm o  1992).
Das Verhältnis zw ischen Präsident und O pposition
D ie schwierigen U m stände, un ter denen der M achtwechsel zwischen Al­
fonsin und  M enem  stattfand, führten sowohl zu einer Ü bereinkunft zur 
Übergabe der Präsidentschaft als auch zur E tablierung von Regeln für 
einen bestim m ten Zeitraum  der K ohabitation zwischen den Parteien. 
A u f dem  H öhepunk t der Krise war die zu diesem Zeitpunkt regierende 
Radikale Partei dazu bereit, m it den designierten peronistischen A m tsträ­
gem  zusam m enzuarbeiten. Es kam zu einer Ü bereinkunft zwischen den 
beiden großen Parteien, die aus zwei Teilen bestand. D ie erste A bspra­
che betraf die D auer der Übergangsphase zwischen den W ahlen und  der 
Am tsübergabe. Norm alerw eise hätte M enem  erst am 10. D ezem ber die 
Regierungsgeschäfte übernom m en. E ine sechsm onatige Übergangsphase 
erschien jedoch gefährlich lang, weshalb sich beide Parteien darauf einig­
ten, die A m tsübergabe au f Juli vorzuziehen.
Die V erkürzung der A m tszeit Alfonsins w irkte sich jedoch nicht auf 
den K ongress aus, dessen neugewählte A bgeordnete erst im  D ezem ber 
ihr A m t übernehm en würden. D a die Radikale Partei bis zu diesem Z eit­
punkt im  A bgeordnetenhaus über eine M ehrheit verfügte, w ürde M enem  
anfangs ohne die U nterstützung des Kongresses regieren müssen. D ie 
Peronisten willigten in eine vorgezogene A m tsübernahm e ein, erreichten 
aber im  G egenzug die V erpflichtung der U CR (Unión Cívica Radical', Ra­
dikale B ürgem nion), die V erabschiedung aller W irtschaftsgesetze zu er­
m öglichen, w elche die Peronisten  dem  K ongress zw ischen Juli und  
D ezem ber vorlegen würden. D azu verpflichteten sie sich, durch ihre Anwe­
senheit im  U nterhaus das Quorum  sicherzustellen. D ie K ooperationsbe­
reitschaft der U CR erm öglichte bis D ezem ber die V erabschiedung 
grundlegender W irtschaftsgesetze, insbesondere des W irtschaftsnot­
standsgesetzes und  des Staatsreformgesetzes. D ie durch diese G esetze 
autorisierte D elegation von M acht w ar 1989 möglich, weil die K nsensi- 
tuation zu einer politischen A nnäherung führte: die Radikale Partei hielt 
sich an die im  Ü bergangsabkom m en getroffenen V ereinbarungen; die
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Partei des Präsidenten leistete keinen W iderstand gegen eine Politik des 
Präsidenten, die durch die U m stände diktiert wurde; schließlich gaben 
auch weitere kleinere Parteien ihre U nterstützung, weshalb die G esetzes­
vorlagen im  Senat einstim m ig und  im  A bgeordnetenhaus m it einer brei­
ten M ehrheit angenom m en wurden.
A b D ezem ber 1989 gestaltete sich das Verhältnis des Präsidenten zur 
U C R  wieder im  Rahm en des norm alen M usters zwischen Regierung und 
O pposition. D abei profitierte die Regierung von den Schwierigkeiten der 
Radikalen Partei, sich zu einer w irkungsvollen O pposition  zu entwickeln. 
A u f der einen Seite m achte die öffentliche M einung die U C R  für das 
w irtschaftliche D ebakel direkt verantwortlich, weshalb Präsident M enem 
für eine beträchtliche Zeit nicht m it der G efahr ungünstiger W ahlergeb­
nisse konfrontiert war. Ferner nutzte M enem die Situation listig aus, indem  
er den Radikalen bei jeder sich b ietenden G elegenheit öffentlich In ­
effizienz und  Dirigism us vorwarf. A u f der anderen Seite ließ das dram a­
tische E nde von  Alfonsins Regierungs zeit die U CR in einem Z ustand  der 
inneren Krise zurück. D ies verhinderte in den m eisten Fällen ein abge­
stim m tes und  konsistentes H andeln der wichtigsten O ppositionspartei. 
E rs t w ährend M enem s zw eiter A m tszeit entwickelte sich die U C R  wie­
der zu einer echten Alternative. D och  tro tz ihrer Schwäche verweigerte 
die Radikale Partei o ft die Zusam m enarbeit im  K ongress (d.h. sie versag­
te die Bereitschaft, durch die A nw esenheit ihrer A bgeordneten das Q u o ­
rum  zu gewährleisten), weshalb Präsident M enem  auf die U nterstü tzung 
seiner eigenen Partei und  auf ad Aor-Übereinkünfte m it anderen opposi­
tionellen Parteien angewiesen war.
W ie bereits erwähnt, garantierten die W ahlergebnisse Carlos M enem  
eine vorteilhafte V erteilung der institutionellen M acht. D as w ar beson­
ders im  Senat der Fall, w o die PJ über eine absolute M ehrheit verfügte. 
Im  A bgeordnetenhaus hatte die Regierungspartei nu r eine einfache 
M ehrheit, die jedoch m it U nterstützung einiger kleinerer Parteien ohne 
größere Schwierigkeiten zum  Erreichen des Q uorum s ausreichte. E ine 
solche U nterstü tzung erhielt die Regierung zum  Beispiel von  Mitgliedern 
der U ceD é (Unión del Centro Democrático), die auch in der Exekutive m it 
ihr zusam m enarbeitete.15 A ndere gute V erbündete der Regierungen wa-
15 Die A nnäherung zwischen dem  Peronism us und der U ceD é war Teil der Strategie 
des Präsidenten, der W irtschaft Signale dafür zu geben, dass er den neu eingeschla- 
genen W eg wirklich weiterzuverfolgen gedachte. Dies nahm  seinen A nfang m it der 
Berufung von Alvaro Alsogaray, der führenden Figur des U ceD é, au f eine für die 
W irtschaftsreform  zentrale Position, und zwar als Berater des Präsidenten bei Fragen 
der Außenverschuldung. Später w urde Maria Julia, die T ochter Alsogarays und eben­
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ren: das Movimiento Popular Neuquino, der Partido Re novador de Salta, der Par­
tido Planeo de los Jubilados, der Partido U beral de Corrientes, die A lianza  Acción 
Chaqueña, der Partido Demócrata Cristiano Federal und  der Partido Conservador 
Popular. D iese Regionalparteien w aren zwar als einzelne K räfte num e­
risch irrelevant, sie spielten jedoch für das E rreichen der nötigen Stim­
m en zur V erabschiedung von  G esetzesvorlagen eine wichtige Rolle. D ie 
Z usam m enarbeit m it diesen Parteien hatte für die Exekutive aber auch 
ihren Preis, denn sie m usste sich au f K om prom isse einlassen, insbeson­
dere au f V ergünstigungen für diejenigen D istrikte, die von  diesen kleine­
ren  Parteien repräsentiert wurden. E ntscheidend war jedoch, dass es Prä­
sident M enem  gelang, sich die U nterstützung seiner eigenen Partei für 
die Im plem entierung eines politischen Program m s zu sichern, das dem  
historischen Peronism us diametral entgegengesetzt war.
Das Verhältnis zw ischen Präsident und Regierungspartei
M enem s Fähigkeit, die PJ wirkungsvoll zu kontrollieren, hing dam it zu­
sam m en, dass er ih r erster wirklicher politischer Führer seit Peróns T od 
w ar (P alerm o/N ovaro  1996: 215). N ach  dem  Sieg bei den ersten in ter­
nen W ahlen in der G eschichte des Peronism us w urde M enem  1988 zum  
K andidaten der Partei für die bevorstehenden Präsidentschaftswahlen 
gekürt. M it diesem Ergebnis w ar es M enem  gelungen, seine K andidatur 
gegenüber der des damaligen Parteivorsitzenden A ntonio  C añero durch­
zusetzen. Sowohl M enem  als auch C añero gehörten dem  Flügel der „E r­
neuerer“ (Renovadores) an, einer G ruppe von  peronisrischen A bgeordne­
ten und  G ouverneuren, die einen Prozess der internen N eustrukturie­
rung des Peronism us anführten (Mustapic 1988: 25). M it dem  Ziel, die 
peronisrische Bewegung den neuen dem okratischen Zeiten anzupassen, 
traten die E rneuerer u.a. für W ahlen zur Bestim m ung der K andidaten
falls ein bekanntes Mitglied der UceDé, m it allen die Privatisierung der Telefongesell­
schaft betreffenden Fragen beauftragt. A ndere Fachleute der UceDé erhielten Posten 
in der Bundes- und den Provinzverwaltungen. D ie Berufung von M itgliedern der 
Familie Alsogaray stand im Z usam m enhang m it der von  Miguel Roig zum  W irt­
schaftsminister. Beide E rnennungen waren auch von großer symbolischer Bedeu­
tung, insofern Roig Präsident von Bunge & Born gewesen war, des größten m ultina­
tionalen argentinischen U nternehm ens, und Alsogaray eine Person des rechten Z en t­
rum s m it einer langen Tradition der U nterstützung liberaler W irtschaftsideen war. 
Beide Personen w aren zudem  Symbole für die Feinde, die der Peronism us als Volks­
bewegung stets gehabt hatte.
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und  für eine A blösung der peronisrischen Gew erkschaftler in der Partei­
führung ein.
M enem  profitierte von den Vorteilen, die es für eine K arriere als P rä­
sident m it sich brachte, lediglich eine kleine Provinz zu regieren. Im  
G egensatz dazu sah sich Cafiero m it der doppelten institutioneilen Ver­
antw ortlichkeit als Parteivorsitzender und  als G ouverneur der bevölke­
rungsreichen Provinz Buenos Aires konfrontiert. M enem  konnte es sich 
leisten, einen G roßteil seiner Zeit m it Reisen durch das ganze Land zu 
verbringen und sich m it nationalen Problem en zu beschäftigen. E r konn­
te denjenigen Schutz gewähren, die im Laufe des Reorganisationsprozes­
ses von  der Führung der Partei ausgeschlossen w orden waren, insbeson­
dere den G ew erkschaftsführern. E r  w ar nicht dazu gezwungen, K om ­
prom isse m it der nationalen Regierung einzugehen, K om prom isse, die 
für den Fortbestand des politischen Regimes von  zentraler B edeutung 
waren, besonders nachdem  es dem  Peronism us bei den W ahlen von 
1987 gelungen war, die K ontrolle über die m eisten Provinzregierungen 
zu erlangen. Infolgedessen verwandelte M enem  seinen Status als A ußen­
seiter in einen V orteil gegenüber Cafiero. Später sollte sich dieser Status 
auch als nützlich erweisen, um  die öffentliche M einung für sich einzu­
nehm en und die Präsidentschaftswahlen zu gewinnen. M enem  führte 
seinen W ahlkam pf mittels direkter Appelle an die Bevölkerung und  be­
m ühte sich darum, seine persönlichen Q ualitäten in den V ordergrund zu 
stellen und  eine Identifikation m it den in M isskredit geratenen Parteior­
ganisationen zu verm eiden.16
Als politischer Führer repräsentierte M enem  für seine Partei jene tra­
ditionellen Elem ente, aus denen die peronisrische Identität hervorgegan­
gen war. Als Präsidentschaftskandidat präsentierte er sich selbst als Retter, 
der das Los der M enschen verändern würde. T ro tz dieses durch populis­
tische E lem ente geprägten Stils bedeutete M enem s F ührung  keine 
Rückkehr in die Vergangenheit. Sein Führungsstil beinhaltete vielm ehr 
eine M ischung aus traditionellen und  neuen Elem enten, wurde er doch 
gegenüber einer Partei eingesetzt, die auf dem  W eg der Institutionalisie­
rung bereits Fortschritte gem acht hatte. A u f diese A rt und W eise stellte 
M enem  den M ythos der Bewegung wieder her und  verhalf ihr zu einem
16 N ovato  (1994: 65) hat von einer „Repräsentationskrise“ gesprochen, die sich in ei­
nem  generellen M isstrauen gegenüber Parteien und „Parteipolitikem “ manifestierte. 
Indem  er sich selbst als politischer A ußenseiter präsentierte, gelang es M enem, nicht 
dem selben Misskredit ausgesetzt zu werden, m it dem  sich die meisten dem okrati­
schen politischen Führer konfrontiert sahen.
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Führer — zwei Aufgaben, welche die E rneuerer unvollendet gelassen ha t­
ten.17
D ie Tatsache, dass M enem  der Führer einer Partei war, deren Insti­
tutionalisierungsprozess Fortschritte gem acht hatte, beeinflusste die 
Entw icklung des Verhältnisses zwischen dem  Präsidenten und  seiner 
Partei. A u f der einen Seite w ar die E inheit der Partei un ter M enem s F üh­
rung funktional für die Regierungsaufgaben. M it seinen W ahlsiegen 1988 
und  1989 legitimierte M enem  seine Führungsrolle und  errang die U nter­
stützung der Partei. D as blieb selbst dann so, als seine E ntscheidungen 
als Präsident die K orrek tur der Parteiprinzipien nach sich zogen. M e­
nem s führende Rolle innerhalb der Partei verlieh ihm  große E ntschei­
dungsfreiheit und  sicherte den Fortbestand  des 1989 eingeschlagenen 
wirtschaftspolitischen Kurses. D ie W ahlsiege bei den Parlam entsw ahlen 
von  1991 und 1993 bestätigten die unangefochtene Position des Präsi­
denten. A u f der anderen Seite legitimierte sich M enem  m it Hilfe der U n­
terstützung der W ähler und  der Effizienz seiner Regierung. A nders als 
Perón war er nicht der natürliche Führer der peronisrischen Bewegung. 
Infolgedessen bedeutete die A kzeptanz seiner Führungsrolle durch die 
Partei nicht im m er autom atisch die K ooperation m it ihm  und  das Fehlen 
jeglicher Konflikte. V ielm ehr sah sich der P räsident im  V erlauf der Im p ­
lem entierung seiner Politiken m it verschiedenen Form en des W iderstan­
des konfrontiert. E in  G roßteil davon w urde au f der parlam entarischen 
E bene ausgedrückt, w o die peronisrischen A bgeordneten aus dem  G e­
werkschaftslager (ungefähr zwanzig A bgeordnete, die v o r allem im  A us­
schuss für A rbeit saßen) sowie die R epräsentanten peronisrisch regierter 
Provinzen nicht im m er die A nsichten des Präsidenten teilten (Corrales 
2000: 132). H inzu kam, dass nach M enem s W iederwahl 1995 die inner­
parteiliche K onkurrenz um  dessen N achfolge begann. D am it endete 
M enem s unangefochtene Führungsrolle und  seine K onkurren ten  (insbe­
sondere der G ouverneur der Provinz Buenos Aires, E duardo  D uhalde) 
forderten ihn auch auf parlam entarischer E bene heraus, w o A bgeordnete 
aus der Provinz Buenos Aires den Initiativen des Präsidenten oftm als ih ­
re U nterstü tzung verweigerten.
17 Dieses N ebeneinander von Populismus und Institutionalism us ist von Palerm o 
(1999) b e ton t w orden (auch P alerm o/N ovaro  (1996). D iese Analyse des M enemis- 
mus steht im Gegensatz zum  mainstream der L iteratur, nach welcher der Führer der 
Bewegung die Organisation beherrscht, über große E rm essensfreiheit verfügt und 
die Parteistruktur desinstitutionalisiert (Weyland 1996). E ine solche E inschätzung 
übersieht den fundam entalen internen Restrukturierungsprozess des Peronism us seit 
1983, den M enem  nicht rückgängig m achen konnte.
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Das Verhältnis zw ischen Präsident und Technokraten
D ie Entw icklung der Verantw ortlichkeiten innerhalb der Exekutive im 
Hinblick au f die Im plem entierung der W irtschaftsreform  kann gut durch 
die Brille der M achtkonzentration betrachtet werden. D er Präsident 
strebte eine vollständige U m setzung der R eform en an und  w ar daher da­
zu genötigt, K onflikte au f ein M inim um  zu beschränken, die seine 
G laubwürdigkeit gegenüber der Ö ffentlichkeit und  die Fähigkeit seiner 
Regierung, die R eform  anzugehen, beeinträchtigen konnten. Tatsächlich 
m usste sich M enem  m it den Schwierigkeiten auseinandersetzen, die eine 
ausgedehnte und  kom plex strukturierte Exekutive m it sich brachte.18
A bgesehen von  der V ertretung eigener Interessen hatten alle M it­
glieder der Exekutive auch ihre eigenen Vorstellungen von  W irtschafts­
politik. D er Präsident hatte die allgemeinen Ziele vorgegeben, aber die 
Einzelheiten und  Details ergaben sich nicht zwangsläufig für Leute, die 
au f der G rundlage eines hohen  Ausm aßes von Im provisation agierten. 
D er Präsident reagierte au f diese Schwierigkeiten m it einer politischen 
iop-i/iWÄ-Strategie, w odurch er sein Engagem ent für die m akroökonom i­
schen und  strukturellen Reform ziele unterstreichen wollte. Beispielsweise 
tra f er Personalentscheidungen au f eine A rt und  Weise, die R eform an­
hänger bevorzugte (oder belohnte); er bem ühte sich um  eine direkte 
K ontrolle der Vorgänge innerhalb der Exekutive, indem  er w öchendiche 
Sitzungen des gesam ten K abinetts abhielt, was historisch gesehen eine 
ungew öhnliche Regelmäßigkeit bedeutete; Entscheidungen, welche die 
Strukturen und  die O rganisation der M inisterien betrafen, w urden in der 
A bsicht getroffen, die M acht in denjenigen Bereichen zu zentralisieren, 
die m it der R eform  beauftragt waren. D ie wichtigste E ntscheidung in 
dieser H insicht w ar w ohl die Zusam m enfassung der M inisterien für
18 E rstens bestand die Exekutive aus verschiedenen Ministerien und Sekretariaten mit 
konkurrierenden Interessen, von denen viele ein begründetes Interesse am  W ider­
stand gegen marktwirtschaftliche R eform en hatten, die einen A bbau des Staatsappa­
rates m it sich brachten. Zweitens waren die politischen E ntscheidungen von einem 
Führer getroffen worden, der in A nbetracht der schwierigen Um stände dazu ge­
zwungen gewesen war, sich von überkom m enen politischen Vorstellungen zu ent­
fernen. D ie führenden Mitglieder und G rem ien der Partei waren somit zwar bereit, 
den V orgaben des Präsidenten zu folgen, aber von ihren G rundüberzeugungen her 
standen sie dem  Populism us wesentlich näher als den Anpassungspolitiken. Schließ­
lich gehörten  der Exekutive Mitglieder der großen gesellschaftlichen Koalition an, die 
nach den W ahlen entstand. Aus der Koexistenz alter und neuer Mitglieder der Regie­
rungskoalition ergaben sich natürlicher Konflikte um  verschiedene Ziele innerhalb 
der G renzen der gem einsam en Regierungsverantwortung.
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W irtschaft und für Ö ffentliche A rbeit und D ienste. D am it sollte der Re­
form prozess in einer einzigen Verwaltungseinheit konzentriert w erden.19 
Diese M aßnahm e ging auf die Initiative von  M inister D om ingo Cavallo 
kurz nach dessen A m tsübernahm e A nfang 1991 zurück.
D ie V erdrängung von  Parteimitgliedern und  die E rnennung  von 
Technokraten in den Schlüsselbereichen des R eform prozesses w ar wahr­
scheinlich der wichtigste Schritt der Exekutive bei ihrem  Streben nach 
m ehr A utonom ie und Expertise. D ie A ufnahm e von T echnokraten in 
die Exekutive erfolgte schrittweise. Man begann dam it zu einem  Z eit­
punkt, als das Scheitern der Politik von W irtschaftsm inister Rapanelli 
deutlich wurde. D ie V erw undbarkeit hatte zugenom m en und  die K apazi­
täten des Staates zur Ü berw indung der Krise hatten  sich verringert.20 Im  
Zuge der anschließenden E rnennung des Finanzfachm anns E rm an 
González, einem persönlichen Freund M enems aus La Rioja, w urden 
professionelle Ö konom en in das K abinett aufgenom m en. In  dieser Pha­
se reagierte die Regierung w eiterhin gefällig gegenüber der Privatw irt­
schaft, aber Entscheidungen w urden ohne deren direkte M itwirkung ge­
troffen. E rst m it der E rnennung von D om ingo Cavallo jedoch w urde die 
H andhabung der W irtschaftsproblem e endgültig in die H ände der T ech­
nokraten gelegt. Als Cavallo im  Januar 1991 das W irtschaftsm inisterium  
übernahm , brachte er ein T eam  von Fachleuten m it, die entw eder schon 
länger m it ihm  zusam m engearbeitet hatten  oder die auf die eine oder an­
dere A rt und  W eise m it seinem eigenen W irtschaftsforschungs- u n d  Be­
ratungsinstitut verbunden waren. So brachte Cavallo Fachwissen, ein 
hom ogenes Team  und gute Beziehungen zur nationalen und  ausländi­
schen W irtschafts- und  Finanzwelt mit. Das Team  verfügte über eine 
außergewöhnlich gute fachliche Qualifikation, einen starken inneren Z u­
sam m enhalt und  ein ungewöhnlich hohes M aß an gem einsam en V orstel­
lungen und  K onzepten. D er M inister konnte daher einen soliden Ver- 
w altungskem  aufbauen, was eine qualitative W ende gegenüber früheren 
A rbeitsgruppen bedeutete, die für die Entscheidungen über und  die Im p­
lem entierung von  Reform en verantw ortlich gewesen waren.
19 Die Zusam m enlegung war das Ergebnis einer Gesetzesvorlage (294-PE-90, dem 
Kongress vorgelegt am  6. Februar 1991), welche das Ministerialgesetz modifizierte. 
D a die Verfassung von 1853 eine Zahl von acht M inisterien vorschrieb, verfügte man 
parallel zur Fusion der beiden M inisterien die Aufspaltung des M inisteriums für E r­
ziehung und Justiz in zwei eigenständige Behörden.
20 Rapanelli war ebenfalls M itarbeiter des m ultinationalen K onzerns Bunge & Born. E r 
ersetzte Minister Miguel Roig als W irtschaftsm inister, nachdem  dieser nur eine W o­
che nach seiner Eirnennung verstorben war.
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Sowohl die m it der W irtschaftspolitik betrauten Technokraten  als 
auch der Präsident und  seine engeren politischen V erbündeten bem üh­
ten sich darum , die M acht zu zentralisieren und die politischen Reform  
au f autokratische A rt und  W eise durchzusetzen.21 E rstere wollten auf 
diese W eise den W iderstand von  staatlichen B ehörden und In teressen­
gruppen überw inden, die vom  staatlichen Interventionism us bislang p ro ­
fitiert hatten und  daher strukturellen Reform en ablehnend gegenüber 
standen. D er Präsident und  seine V erbündeten w aren dagegen an einem 
raschen Erfolg der R eform en interessiert, um  das eigene politisches Ü ber­
leben zu gewährleisten. G em einsam  w ar beiden ein unilateraler A n ­
satz im  H inblick auf Entscheidungen, was sich au f ihr Verhältnis zu den 
anderen Regierungsinstitutionen auswirkte. So w urde die Tendenz Carlos 
M enems, N otstands- und  Dringlichkeitsdekrete zu erlassen, häutig  von 
M inister Cavallo geteilt, der einmal öffentlich zugab, dass diese M aß­
nahm en für die Im plem entierung der W irtschaftsreform  entscheidend 
gewesen seien.22 N ichtsdesto tro tz funktionierte diese m ächtige Regie­
rungsm aschinerie n icht im m er ohne Schwierigkeiten. D er Präsident und 
sein W irtschaftsm inister konnten leicht zu Partnern, aber ebenso leicht 
auch zu Rivalen werden. Es gab daher durchaus Konflikte zwischen dem  
Präsidenten und  seinem  M inister, wie auch Rivalitäten um  die G u nst des 
Präsidenten. D ie Zunahm e dieser A useinandersetzungen im  L auf der 
Zeit reduzierte schließlich die K apazitäten des R egierungsoberhauptes 
zur Im plem entierung seiner Politiken. Im  A ugust 1996 tra t Cavallo au f 
D ruck  M enem s hin von  seinem M inisteram t zurück.
Schlussfolgerungen
D ie E inführung der S trukturreform en in A rgentinien vor dem  H inter­
grund einer hyperinflationären K risensituation begünstigte eine starke 
K onzentration der politischen M acht und  trug dazu bei, dass institutio­
nelle H indernisse für die w irtschaftspolitischen Entscheidungsprozesse 
aus dem  W eg geräum t w erden konnten. D er argentinische Fall entw i­
ckelte sich som it zu einem weiteren Beispiel dafür, wie krisenhafte Zu­
sam m enhänge sich durch eine Zentralisierung von  Entscheidungen in ­
21 W eyland (1996: 16-17) hat hervorgehoben, dass diese Ähnlichkeit der politischen 
Strategien eine der „unerw arteten Affinitäten“ zwischen N eopopulism us und N eo ­
liberalismus gewesen sei.
22 „[...] ohne die N otstands- und Dringlichkeitsdekrete wären nicht m ehr als zwanzig 
Prozent der W irtschaftsreform  um gesetzt w orden“, äußerte M inister Cavallo gegen­
über L a  Nación, so zitiert bei Palerm o (1995: 98) und bei Ferreira Rubio (1996: 446).
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nerhalb der Exekutive positiv au f die Regierbarkeit auswirken können. 
T ro tzdem  äußerten viele A utoren die Ansicht, dass die Krise in W irk­
lichkeit den Boden für das W iederaufleben von politischen H andlungs­
weisen bereitet habe, die in der G eschichte des Landes fest verwurzelt 
sind. Ihre  E inschätzung im  Hinblick auf die Z ukunft des dem okratischen 
Regimes ist infolgedessen durch Pessimismus geprägt. D iese Sichtweise 
w urde noch  dadurch bestärkt, dass der autokratische Regierungsstil o f­
fenbar auch nach dem  E nde der Krise aufrecht erhalten wurde. D er 
großzügige G ebrauch unilateraler Ressourcen zur Im plem entierung eines 
ehrgeizigen R eform program m s w ar ein Indikator dafür, dass es sich um  
ein Regime handelte, dem  es an Reflexionsinstanzen und  an einem  Stre­
ben nach K om prom issen, wie es für dem okratische politische Prozesse 
charakteristisch ist, mangelte. Im  Rahm en dieses Systems erwies sich der 
dezisionistische Stil der Regierung als wirkungsvoll, um  die D urchset­
zung von  Entscheidungen zu erreichen, aber er offenbarte gleichzeitig 
die Schwäche und  die m angelnde Beteiligung des Parlam ents an den 
Entscheidungsprozessen.
V or dem  H intergrund der oben ausgeführten A rgum ente wird deut­
lich, dass eine solche In terpretation der Funktionsweise der politischen 
Institutionen unter der Regierung M enems die Realität nur teilweise wi­
derspiegelt. D as wuchtigste P roblem  besteht zum  einen in dem  A n­
spruch, die Funktionsweise der Institutionen in einer K risensituation als 
dauerhafte M erkmale des politischen Regimes zu betrachten. So nim m t 
m an an, dass die politische Zusam m enarbeit in einem M om ent der Krise 
ein Zeichen für die N achgiebigkeit und  U nterordnung der im  K ongress 
repräsentierten politischen K räfte sei. Z um  anderen berücksichtigen die 
entsprechenden Interpretationen nur einen Teil der politischen Realität. 
Sie beziehen sich vor allem auf den Einsatz unilateraler R essourcen sei­
tens des Präsidenten und  gehen davon aus, dass politische V erhand- 
lungs- und  K onzertierungsprozesse dadurch vollständig verdrängt w or­
den seien.
D ie vorliegende A rbeit hat aufgezeigt, dass dies einer vereinfachen­
den und  unvollständigen Sichtweise des Verhältnisses zwischen den In­
stitutionen in den 90er Jahren entspricht. E ine differenziertere Analyse 
darf den Faktor Zeit nicht unberücksichtigt lassen, d.h. die Tatsache, 
dass das V erhalten der politischen Akteure im Laufe einer A m tszeit des 
Präsidenten aufgrund verschiedener U m stände variieren kann. H ier wair- 
de vo r allem auf den K ontex t hingewiesen w orden, in dem  diese A kteure 
agieren m üssen. O bw ohl die K ooperation  zwischen den Parteien und 
der Exekutive in K risenzeiten fast einm ütig war, kam en doch m it der
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m onetären Stabilität w ieder K onfliktsituationen auf, und  m it diesen 
ebenfalls der Einsatz institutioneller M echanism en, um  diese Konflikte 
zu lösen. D ie vorliegenden D aten weisen darauf hin, dass die Exekutive 
zur Fortführung des R eform program m s sowohl autokratische als auch 
stärker konsensorientierte Ressourcen einsetzte. Es w urde zweitens auf­
gezeigt, dass das Verhältnis zwischen dem  Präsidenten und  seiner eige­
nen Partei (das — wie wir gesehen haben — von  zentraler Bedeutung für 
das Verhältnis zw ischen Exekutive und  Legislative war) verschiedene 
Phasen durchm achte. D ie unum strittene Führungsrolle des Präsidenten 
innerhalb seiner eigenen Partei verlieh ihm  große H andlungsfreiheit, was 
ihm  bei der D urchsetzung des R eform program m s zugute kam. D ennoch  
ordnete sich die Partei nach Ü berw indung der Krise nicht un ter und  ihre 
K ooperation  hinsichtlich der Beibehaltung des neuen wirtschaftspoliti­
schen K urses verlangte vom  Präsidenten die Bereitschaft, sich auf eine 
neue V erhandlungsinstanz einzulassen. D arüber sah sich der Präsident 
nach seiner W iederwahl zunehm end von  anderen führenden Parteim it­
gliedern m it Präsidentschaftsam bitionen herausgefordert, w odurch sich 
die Dialektik zwischen O pposition  und  Offizialismus innerhalb der Re­
gierungspartei erneut verschärfte (Torre 1996).
Es liegt nicht in der A bsicht dieser A rbeit, durch das H ervorheben 
der Existenz von K onflikten, V erhandlungsprozessen und  der Suche 
nach K onsens das dezisionistische und  willkürliche Verhalten der E xeku­
tive in A brede zu stellen. U m  diese Tendenzen besser verstehen zu kön­
nen w ar es wichtig, die interne Struktur der Exekutive genauer zu analy­
sieren (wo deutlich wird, welche politischen Handlungsw eisen ihre M it­
glieder bevorzugen). D er unilaterale H andlungsstil der Regierung M enem  
und ihr Rückgriff au f beliebige Ressourcen ist unbestreitbar und  verw erf­
lich, sind doch den Institutionen zahlreiche Schäden zugefügt w orden, 
speziell im  Bereich der Judikative. N ichtsdesto tro tz w ar das politische 
Leben in den Jahren unter M enem  intensiv. D ie M acht der Exekutive 
w ar nicht absolut, sondern stieß durchaus au f G renzen, welche ihren in­
stitutionellen A usdruck im  K ongress fanden. E ine nuanciertere Sicht die­
ser Jahre erscheint uns daher zufriedenstellender. Sie lässt uns un ter an­
derem  verstehen, w arum  der politische N iedergang M enem s nach seiner 
W iederwahl seinen L auf nahm  (dies zeigte sich im  Scheitern seiner V er­
suche, eine erneute W iederwahl zu erreichen), und  w arum  es möglich 
war, dass nach zehn Jahren M enem ism us erneut ein M achtwechsel zwi­
schen den politischen Parteien stattfand.
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